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Sofern ein Unternehmen, das einem Konzern angehört, einen Arbeitnehmer seit Beginn des Arbeitsverhältnisses über mehrere

Jahre einem anderen Konzernunternehmen überlässt, ist regelmäßig davon auszugehen, dass die Beschäftigung des Arbeitneh-

mers zum Zweck der Überlassung erfolgt ist. In diesem Fall kann sich das entleihende Unternehmen nicht auf das Konzernprivi-

leg im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) berufen, BAG, Urteil vom 12.11.2024 – 9 AZR 13/24 – (PM Nr. 30/24 vom glei-

chen Tag). Zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer komme nach § 10 Abs. 1 AÜG ein Arbeitsverhältnis zustande, wenn der

Arbeitsvertrag zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer aus einem der in § 9 Abs. 1 AÜG aufgeführten Gründe unwirksam ist.

Diese Rechtsfolge trete nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG bei einer Arbeitnehmerüberlassung zwischen Konzernunternehmen nicht ein,

es sei denn, der Arbeitnehmer wird „zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt“. Der Kläger war über viele Jahre

bei der S-GmbH angestellt. Seine vertraglich geschuldete Tätigkeit verrichtete er auf dem Werksgelände der Beklagten. Die Be-

klagte und die S-GmbHwaren während der Beschäftigungsdauer des Klägers konzernverbundene Unternehmen. Der Kläger hat

insbesondere geltend gemacht, dass seine Tätigkeit als Leiharbeitnehmer bei der Beklagten als Arbeitnehmerüberlassung zu

qualifizieren sei. Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Nach dem BAG ist das Konzernprivileg hingegen nicht nur dann

unanwendbar, wenn Einstellung „und“ Beschäftigung zum Zweck der Überlassung erfolgen. Die Konjunktion „und“ in § 1 Abs. 3

Nr. 2 AÜG sei als Aufzählung der bezeichneten Sachverhalte zu verstehen. Nach dem Willen des Gesetzgebers komme das Kon-

zernprivileg auch dann nicht zur Anwendung, wenn der Arbeitnehmer zum Zweck der Überlassung eingestellt „oder“ beschäf-

tigt wird. Dies sei regelmäßig der Fall, wenn der Arbeitnehmer seit Beschäftigungsbeginn über mehrere Jahre hinweg durchge-

hend als Leiharbeitnehmer eingesetzt wird. Eine solche Praxis indiziere einen entsprechenden Beschäftigungszweck. Der Neunte

Senat hat die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das LAG zurückverwiesen, welches zunächst die erforderlichen

Tatsachenfeststellungen (Eingliederung in die Arbeitsorganisation der Beklagten, Weisungsbefugnis) zu treffen habe, um beur-

teilen zu können, ob ein Sachverhalt i. S. d. AÜG vorliegt.

Entscheidung

BAG: BetrAVG – Ablösung einer Konzernbe-

triebsvereinbarung – Dreistufenschema –

sachlich-proportionale Gründe

1. Der Senat hält an seiner Rechtsprechung fest,

dass es aus den Grundsätzen der Verhältnismä-

ßigkeit und des Vertrauensschutzes bei der ver-

schlechternden Neuregelung einer Versorgungs-

ordnung unterschiedlich gewichtiger Gründe für

eine Ablösung bedarf. Der unter Geltung der bis-

herigen Ordnung und in dem Vertrauen auf de-

ren Inhalt bereits erdiente und entsprechend § 2

Abs. 1, § 2a Abs. 1 BetrAVG ermittelte Teilbetrag

kann nur in seltenen Ausnahmefällen entzogen

werden. Der Eingriff setzt zwingende Gründe vo-

raus. Zuwächse, die sich – wie etwa bei endge-

haltsbezogenen Zusagen – dienstzeitunabhän-

gig aus dynamischen Berechnungsfaktoren erge-

ben (erdiente Dynamik), können nur aus triftigen

Gründen geschmälert werden. Für eine Ver-

schlechterung der Berechnungsgrundlagen für

dienstzeitabhängige, noch nicht erdiente Zu-

wachsraten sind schließlich sachlich-proportio-

nale Gründe erforderlich (Rn. 15).

2. Bei der Prüfung sachlich-proportionaler Grün-

de für eine verschlechternde Regelung der noch

nicht erdienten dienstzeitabhängigen Zuwächse

(dritte Stufe) ist auf die tatsächlichen Umstände

und wirtschaftlichen Verhältnisse im Konzern ab-

zustellen, wenn der Konzernarbeitgeber die

schon bislang konzernweit geregelte betriebliche

Altersversorgung für den gesamten Konzern

durch eine neue Konzernbetriebsvereinbarung

ablösen möchte (Rn. 22 ff.).

3. Wenn die Versorgungsaufwendungen konzern-

weit abgesenktwerden sollen,muss der Arbeitge-

ber als Versorgungsschuldner vortragen, wegen

welcher konkret konzernweit wirkender wirt-

schaftlicher Schwierigkeiten eine finanzielle Ent-

lastung des Konzerns interessengerecht war und

weshalbdieSchmälerungderkünftigenZuwächse

nicht außer Verhältnis zum Anlass stand (Rn. 25).

4. Im Konzern kommen als sachlich-proportio-

nale Gründe – entsprechend den Anforderungen

auf Unternehmensebene – nachvollziehbare, an-

erkennenswerte Gründe in Betracht, die einen

vernünftig handelnden Konzernarbeitgeber zu

einer Verschlechterung der noch zu erdienenden

Zuwächse der im Konzern beschäftigten Arbeit-

nehmer veranlassen können (Rn. 27).

5. Aus einer – schon eingetretenen oder prognos-

tizierten – negativen wirtschaftlichen Entwick-

lung des Konzerns können sich sachliche Gründe

ergeben. Negative wirtschaftliche Entwicklungen

können aus den Konzerngesellschaften auf den

gesamten Konzern ausstrahlen. Eine Änderung

des Versorgungssystems kannTeil eines Konzepts

zur Sanierung des Konzerns sein (Rn. 28).

6. Auch eine bereits eingetretene oder prognosti-

zierte negative Entwicklung nur des Versorgungs-

systems aufgrund unvorhersehbarer Umstände

kann neben den wirtschaftlichen Schwierigkeiten

des Konzerns einen sachlichen Grund darstellen.

Das ist etwa der Fall, wenn eine erhebliche, zum

Zeitpunkt der Schaffung des Versorgungswerks

unvorhersehbare Mehrbelastung eingetreten

oder zu erwarten ist, die etwa auf Änderungen im

Recht der gesetzlichen Rentenversicherung oder

imSteuerrecht zurückzuführen ist. DerAnstiegder

Kosten ist anhand eines Barwertvergleichs festzu-

stellen, der bezogen auf denAblösestichtag einer-

seits und denTag der Schaffung des Versorgungs-

werks andererseits vorzunehmen ist (Rn. 30).

7. Soll neben der negativen Entwicklung des Ver-

sorgungssystems der Versorgungsaufwand ins-

gesamt verringert werden, sind zusätzliche wirt-

schaftliche oder nicht-wirtschaftliche Gründe er-

forderlich (Rn. 32).

8. Zudem muss die Verschlechterung proportio-

nal sein. Das ist der Fall, wenn sie mit dem sach-

lichen Grund kompatibel ist. Dabei geht es nicht

um eine Verhältnismäßigkeitsprüfung im enge-

ren Sinne; vielmehr müssen der Regelungszweck

und der Kürzungsumfang in einem vernünftigen

Verhältnis zueinander stehen (Rn. 34).

9. Sinkende Sozialversicherungsrenten können

für ein Versorgungssystemmit Elementen der Ge-

samtversorgung einen Systemwechsel geboten

erscheinen lassen, der zugleich zu einer genera-

tionengerechteren Verteilung führt, wenn ande-

renfalls die Gewährleistung der bisherigen Versor-

gungshöhe für Neueintritte zur Disposition steht.

Voraussetzung ist allerdings, dass der Dotierungs-

rahmen im Wesentlichen gleichbleibt und der

Eingriff für die nachteilig betroffene Arbeitneh-

mergruppe proportional ist. Entscheiden sich die

(Konzern-)Betriebsparteien gegen eine Schlie-

ßung des Versorgungswerks für Neueintritte, ist

dies unter dem Aspekt der Generationengerech-

tigkeit angemessen zuwürdigen (Rn. 47).

BAG, Urteil vom 2.7.2024 – 3 AZR 247/23
(Orientierungssätze)
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